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Mieter müssen ihre Chancen intensiver nutzen

„Jeder zweite Mieter zahlt zu viel“ – so titelte eine große deut-
sche Kaufzeitung im Februar 2009 und bezog sich damit auf 
die Heizkosten. Das nimmt zwar eine Mehrheit der Mieter 
bislang schweigend hin, aber der Leidensdruck ist groß. In 
einer repräsentativen Studie gaben im Herbst 2008 über die 
Hälfte der Befragten an, sich aufgrund der hohen Heizkosten 
finanziell einschränken zu müssen. Das Problem: Direkt haben 
die Mieter kaum Einfluss auf Entscheidungen über Sanierungs-
maßnahmen. Dennoch können sie einiges tun:

1.  �Gemeinsam mit anderen Mietern schriftlich auf eine 
energetische Sanierung drängen, 

2.  �die eigenen Heizkosten analysieren: Mehr als ein Euro 
pro Quadratmeter im Monat sind höher als nötig und 
ein Argument für eine energetische Sanierung und

3.  �vor einem geplanten Umzug unbedingt den Energie-
ausweis vorlegen lassen. 

1. Kontakt zum Vermieter suchen. Viele Vermieter sind unzu-
reichend über das Potenzial energetischer Sanierungen infor-
miert und bewerten diese häufig als unnötige Investition. Enga-
gierte Mieter sollten ihren Vermieter deshalb einerseits auf die 
Möglichkeiten staatlicher Förderung hinweisen und anderer-
seits signalisieren, dass sie auch eine Mieterhöhung für die 
Modernisierung in Kauf nehmen würden. Dabei besteht kein 

Für Vermieter liegen die Chancen auf der Hand: 
geringer Leerstand, zufriedene Mieter 

und eine langfristige Wertstabilität ihrer Immobilien. 
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unkalkulierbares Risiko: Der Gesetzgeber beschränkt die Erhö-
hung der Kaltmiete auf maximal elf Prozent der Investitionssum-
me – pro Jahr und aufgeteilt auf alle betroffenen Wohnungen. 
Zudem dürfen nur reine Modernisierungskosten umgelegt wer-
den, der Aufwand für Instandhaltung ist von der Gesamtinves-
tition abzuziehen. Diese Zusatzkosten gleichen sich in vielen 
Fällen nach der Modernisierung bereits durch geringere Heiz-
kosten aus. Ein weiteres Argument: Ein energetisch saniertes 
Haus bleibt auch langfristig für Bewohner attraktiv, die Gefahr 
des Leerstandes sinkt.

2. Heizkosten-Check. Ob die Heizkosten für ihre Mietwoh-
nung zu hoch sind, können Mieter in zahlreichen Internetange-
boten ermitteln, z.B. mit dem Heizcheck auf www.klima-sucht-
schutz.de. Als Faustformel gilt, dass die monatlichen Heizkosten 
unter einem Euro pro Quadratmeter Wohnfläche liegen soll-
ten. Je höher die Abweichung nach oben ausfällt, desto grö-
ßer ist das Sparpotenzial. Aufs Jahr gerechnet genügen  
beispielsweise für eine sinnvoll sanierte 75-Quadratmeter-
Wohnung rund 600 Euro Heizkosten – unmodernisiert kommt 
leicht das Doppelte zusammen. Da könnte sich in kurzer Zeit 
sogar ein Umzug bezahlt machen.

3. Orientierungshilfe Energieausweis. Seit Januar 2009 ist der 
Gebäude-Energieausweis für Vermieter Pflicht und muss poten-
ziellen Neumietern auf Verlangen vorgezeigt werden. Die 
höchste Aussagekraft hat der „bedarfsorientierte“ Energieaus-
weis: Er berücksichtigt die Eckdaten des Gebäudes und liefert 
im Gegensatz zum „verbrauchsorientierten“ objektive Ver-
brauchswerte. Letzterer spiegelt auch das Nutzungsverhalten 
der Vormieter wider und ist daher nur bedingt verlässlich.

Energieeffizienz muss stärker in den Fokus der Politik rücken

Fünf Prozent der Gebäude mit einem Baujahr bis 1978 wollte 
die Bundesregierung laut Koalitionsvertrag jährlich energetisch 
sanieren – diese Quote hat sich die große Koalition zum Ziel 
gesetzt. Zwar ist sie von dieser Zahl noch immer sehr weit 
entfernt, aber das Thema Energie hat in der Politik der vergan-
genen Jahre immer mehr Raum gewonnen. Dabei reifte die 
Erkenntnis, dass neben dem Einsatz regenerativer Energien 
besonders die effizientere Energienutzung forciert werden 
muss. Dass dieses neue Bewusstsein in Handlungen mündet, 
zeigen erfolgreiche KfW-Förderprogramme wie das CO2-Ge-
bäudesanierungsprogramm und nicht zuletzt die jüngsten 
Maßnahmen im Rahmen der Konjunkturpakete. Dennoch müs-
sen die Bürger noch stärker als bisher motiviert werden, Ener-
gieeffizienzpotenziale im Gebäudebereich intensiv auszu-
schöpfen. Aus dieser Herausforderung ergeben sich fünf 
Handlungsempfehlungen für die Politik: 

1.  �Erhöhen der Investitionsanreize für private Haus-
	 besitzer,
2.  �gezielte Bekämpfung des Informationsdefizits bei 
	 potenziellen Investoren,
3.  �Stärkung der Vermieterrechte bei energetischen 
	 Sanierungsmaßnahmen,
4.  �umfassendere Ausbildung der Energieberater und 
5.  �Bündelung der energiepolitischen Kompetenzen, 
	 gegebenenfalls sogar in einem eigenen Ressort.

Handlungsoptionen für heute und morgen
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1. Mehr Unterstützung für private Hausbesitzer. Die Not-
wendigkeit hierfür belegen aktuelle Zahlen des Fachverbands 
WDV-System: Fast die Hälfte der Eigentümer fühlt sich vom 
Staat bei der energetischen Sanierung nicht ausreichend ge-
fördert. 45 Prozent der Befragten würden zudem eine bessere 
steuerliche Absetzbarkeit energetischer Modernisierungen be-
grüßen. Fördermittel der KfW und einzelner Bundesländer sind 
nicht hinreichend, um einen Sanierungsboom auszulösen. At-
traktive Abschreibungsmodelle – etwa mit zehn Jahren AfA bei 
energetischen Modernisierungen – könnten die jährliche Sa-
nierungsquote deutlich anheben und die Bereitschaft für lang-
fristige Investitionen in der Bevölkerung steigern.

2. Gezielte Information und Aufklärung. Nur die detaillierte, 
zielgerichtete Aufklärung der Betroffenen kann das Verständnis 
und die Bereitschaft für energieeffiziente Maßnahmen nachhal-
tig fördern. Die Umfrage zeigte erstmals das herrschende Infor-
mationsdilemma: Ein Großteil unterschätzt stark das Einsparpo-
tenzial bei gleichzeitiger Überzeugung, ausreichend zum 
Thema Energieeffizienz informiert zu sein. Wir müssen eine Be-
wegung der Menschen erreichen. Ähnlich wie der Weltspartag 
seit langer Zeit die Vorsorge im Denken der Menschen verankert 
hat, kann ein Heizenergiespartag das Thema Energiesparen 
transportieren. Insbesondere die Idee der Energiesparrente kann 
die besondere Bedeutung für die Altersvorsorge verdeutlichen. 
Die Bundesregierung sollte bestehende Initiativen gezielt unter-
stützen und in ihre Kommunikationsmaßnahmen aufnehmen.

3. Gestaltungsspielraum für Vermieter. Für Vermieter zählen 
am ehesten verbesserte Umlagemöglichkeiten als Anreiz zur 
energetischen Sanierung: Elf Prozent der Modernisierungskos-

ten dürfen theoretisch auf die jährliche Kaltmiete aufgeschlagen 
werden, doch einer praktikablen Umsetzung dieser gesetzlichen 
Regelung stehen noch zu oft Hindernisse im Weg. So dürfen 
energetische Sanierungen keinen mietrechtlichen Mangel dar-
stellen, damit während der Umbaumaßnahmen Mietminderun-
gen gesetzlich ausgeschlossen werden. Vor diesem Hintergrund 
ist eine „Duldungspflicht“ der Mieter bei energetischen Sanierun-
gen zwingend notwendig. Bei Index- und Staffelmietverträgen 
sollte zudem der bisherige Ausschluss modernisierungsbedingter 
Mieterhöhungen aufgehoben werden.

4. Energieberater besser schulen. Die Umfrageergebnisse 
zeigen, dass die qualifizierte Energieberatung immer wichti-
ger wird. Es gilt, die Ansprechpartner der sanierungswilligen 
Eigentümer, vom Handwerker über den Architekten bis hin 
zum Baufinanzierer noch besser zu schulen. Die Bundesregie-
rung sollte gemeinsam mit Institutionen wie der dena sowie der 
Industrie gezielte Schulungsprogramme für Energieberater, 
Schornsteinfeger und das Handwerk erarbeiten. 

5. Gebündelte Verantwortung. Die dezentrale Kompetenzver-
teilung im Bereich Energieeffizienz hat zur Folge, dass sich die 
Bürger einem zunehmend unübersichtlicheren Geflecht aus Vor-
gaben, Regelungen und Förderungen gegenübersehen. Weil 
die Ressorts für Umwelt, Bau und Wirtschaft jeweils nur Teil-
kompetenzen der Thematik verwalten, scheint eine übergeord-
nete Instanz zur Entbürokratisierung sinnvoll. Spezielle „Ener-
gieministerien“ haben sich in vielen Staaten längst bewährt. 
Eine solche Einrichtung könnte auch als zentrale Anlaufstelle für 
die Öffentlichkeit dienen und Energieeffizienz verstärkt als ge-
meinschaftliche Aufgabe der Gesellschaft kommunizieren.

Zwei wesentliche Herausforderungen muss die 
Politik meistern: Informationsdefizite in der 

Bevölkerung beseitigen und Fördermöglichkeiten ausbauen. 
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Der Fachverband Wärmedämm-Verbundsysteme ist ein Zu­
sammenschluss führender Hersteller von Wärmedämm-Ver­
bundsystemen und deren Komponenten. Seine Mitgliedsun­
ternehmen verfügen zusammen über einen Marktanteil von 
rund 90 Prozent gemessen am deutschen WDV-System-Ab­
satz – 2008 waren dies rund 40 Millionen Quadratmeter. 

Seit seiner Gründung im Jahr 1975 engagiert sich der Fach-
verband WDV-Systeme für einheitliche technische Grundla-
gen, die Sicherung der Qualitätsstandards und die Weiterent-
wicklung von Wärmedämm-Verbundsystemen. Er vertritt die 
Interessen seiner Mitglieder gegenüber der Politik, anderen 
Verbänden und Institutionen. Darüber hinaus hat sich der Fach-
verband auch für Bauherren, Planer, Architekten und Bauhand-
werker als kompetenter Ansprechpartner bei Fragen rund um 
den Wärmeschutz von Gebäuden etabliert. 

Der Fachverband sieht seine wichtigsten Aufgaben in der 
Qualitätssicherung und Weiterentwicklung von WDV-Syste­
men sowie in der Information der Bevölkerung.

Qualität und technischer Fortschritt im Fokus

Wichtigste Aufgabe ist die Sicherung der Systemqualität im 
Markt. In Arbeitskreisen werden deshalb systemrelevante Details 
wie Brandschutz, Schallschutz, Standsicherheit und umwelt-
schutzrelevante Aspekte diskutiert und einem gemeinsamen 

Im Porträt:
Der Fachverband Wärmedämm-Verbundsysteme
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Prüfszenario zugeführt. Der Fachverband entwirft eigene Quali-
tätsrichtlinien, die weit über die zulassungsrelevanten Prüfkriteri-
en hinausgehen. Die Umsetzung im Markt wird unterstützt durch 
die regelmäßige Mitarbeit in nationalen und europäischen Re-
gelungsgremien, vor allem bei EOTA und CEN. Bei Wärme-
dämmung im Altbaubestand gibt es in Deutschland noch gro-
ßen Nachholbedarf. Der Fachverband WDV-Systeme sieht es 
vor diesem Hintergrund als seine Aufgabe, offensive Aufklä-
rungsarbeit in der Bevölkerung zu leisten. 

Klimaschutz mit Eigennutz

Ein weiterer Kernpunkt der Verbandsarbeit ist die technologi-
sche Weiterentwicklung der WDV-Systeme und ihrer Bestandtei-
le. Durch gezielte Verbesserung der einzelnen Systemkompo-
nenten und Materialien sowie der Optimierung des 
Zusammenspiels aller Bestandteile sollen die Wärmedämm-Ver-
bundsysteme künftig noch wirtschaftlicher und somit klimaeffekti-
ver werden. Diese Forschung bezieht den gesamten Lebenszyk-
lus von der Herstellung über die Erhöhung der Lebensdauer bis 
zum Recycling mit ein. Von den Ergebnissen profitiert die ge-
samte Gesellschaft. Wirtschaftliche Dämmung senkt den Res-
sourcenverbrauch erheblich und trägt dadurch zum aktiven Kli-
maschutz bei: Etwa 800 Millionen Quadratmeter WDV-Systeme 
wurden bisher in Deutschland verlegt und vermieden insgesamt 
rund 300 Millionen Tonnen atmosphärenschädliches CO2.

Dr. Wolfgang Setzler
Geschäftsführer Fachverband WDV-Systeme

Kurz-Info Wärmedämm-Verbundsysteme

1957 wurde in Berlin-Dahlem das erste Wärmedämm-
Verbundsystem an einem Wohngebäude eingesetzt. 
Mehr als 50 Jahre später darf man durchaus von einem 
bewährten Energieeinspar-System sprechen. In Zahlen 
heißt dies, dass allein 2008 in Deutschland mehr als 40 
Millionen Quadratmeter Fassadenfläche außenseitig 
gedämmt wurden. WDV-Systeme benötigen für den Ein-
bau eine bauaufsichtliche Zulassung. Alle zum System 
gehörenden Komponenten müssen dabei von einem 
Systemhersteller geliefert bzw. bereitgestellt werden. 

Einmal angebracht ist das WDV-System eine echte 
Spardose, denn jedes Jahr schlägt die Energieeinspa-
rung positiv zu Buche. Es bleibt also Bares übrig, was 
zusätzlich zur Altersvorsorge eingesetzt werden kann – 
oder anders gesagt: Das Wärmedämm-Verbundsystem 
liefert die Energiesparrente. 

Aufbau eines WDV-Systems
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